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Gesetz 

zu der Vereinbarung vom 10. Dezember 1964 
zur Durchführung des Abkommens vom 20. April 1960 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland 

über Soziale Sicherheit 

Vom 15. September 1965 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Der in London am 10. Dezember 1964 Unterzeich¬ 
neten Vereinbarung zur Durchführung des Abkom¬ 
mens vom 20. April 1960 zynischen der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland und dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland über Soziale Sicher¬ 
heit wird zugestimmt. Die Vereinbarung wird nach¬ 
stehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(I) Personen, die sich gewöhnlich im Hoheits¬ 
gebiet des Vereinigten Königreichs aufhalten und 
eine Rente aus den deutschen Rentenversichenmgen 
beziehen, sowie ihre Familienangehörigen, die sich 
gewöhnlich im Hoheitsgebiet des Vereinigten König¬ 
reichs aufhalten, haben bei einem vorübergehenden 
Aufenthalt im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland Anspruch auf Sachleistungen aus der 
Krankenversicherung. Die Leistungen werden von 
der für den Aufenthaltsort zuständigen Allgemeinen 
Ortskrankenkasse oder, wo eine solche nicht besteht, 
von der für diesen Ort zuständigen Landkranken¬ 
kasse oder, sofern es sich um Bezieher von knapp- 
schaftlichen Renten und deren Familienangehörige 
handelt, von der örtlich zuständigen Knappschaft 
gewährt. 


(2) Hat eine Orts- oder Landkrankenkasse einer 
der in Absatz 1 genannten Personen bei einem vor¬ 
übergehenden Aufenthalt im Hoheitsgebiet der Bun¬ 
desrepublik Deutschland Sachleistungen gewährt, 
so sind ihr die Aufwendungen für diese Leistungen 
in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen von dem 
zuständigen Träger der Rentenversicherung zu er¬ 
statten. 

(3) Die Beträge, die nach Absatz 2 von den Trä¬ 
gern der Rentenversicherung der Arbeiter zu er¬ 
statten sind, gelten als Beiträge für die Kranken¬ 
versicherung der Rentner im Sinne des § 1390 der 
Reichsversidierungsordnung. 

(4) Aufwendungen, die bei Anwendung des Ab¬ 
satzes 1 einem Träger der knappschaftlichen Ver¬ 
sicherung entstehen, gelten als Kosten der Kranken¬ 
versicherung der Rentner im Sinne des § 132 des 
Reichsknappschaftsgesetzes. 

Artikel 3 

Ergeben sich aus der Durchführung des Abkom¬ 
mens vom 20. April 1960, der Vereinbarung vom 
10. Dezember 1964 und des Artikels 2 dieses Geset¬ 
zes für einzelne Träger der Krankenversicherung 
außergewöhnliche Belastungen, so können diese 
ganz oder teilweise ausgeglichen werden. Uber den 
Ausgleich entscheidet auf Antrag der Bundesver¬ 
band der Ortskrankenkassen in seiner Eigenschaft als 
Verbindungsstelle der Krankenversicherung im Ein¬ 
vernehmen mit den anderen Spitzenverbänden der 







